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ICAN Deutschland, mit Sitz in Berlin, ist 

Mitglied der globalen ICAN-Kampagne

mit über 600 Organisationen in mehr als 

100 Ländern. Seit der Gründung im Jahr 

2014 unterstützt ICAN Deutschland den 

UN-Vertrag über das Verbot von Atom-

waffen, der 2017 bei den Vereinten 

Nationen in New York verabschiedet 

wurde und 2021 in Kraft getreten ist. 

Für das Engagement in diesem Prozess 

wurde ICAN 2017 mit dem Friedens-

nobelpreis ausgezeichnet. ICAN 

Deutschland ist unabhängig und partei-

politisch ungebunden. Die Arbeit des 

Vereins wird maßgeblich durch das 

Engagement von Freiwilligen und die 

Unterstützung von Spender*innen und 

Fördermitgliedern getragen.
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Verstehen der Sorgen, Hoffnungen und He-

rausforderungen der betroffenen Gemein-

schaften einen Weg zu gerechten Lösungen 

zu finden. 

Nukleare Gerechtigkeit ist also das Ziel, das 

es zu erreichen gilt. Sie umfasst die ethi-

schen und moralischen Grundsätze, die not-

wendig sind, um die komplexen Herausfor-

derungen im Zusammenhang mit nuklearen 

Aktivitäten zu bewältigen. Sie steht für die 

Verpflichtung, historisches Unrecht zu kor-

rigieren, Transparenz zu gewährleisten und 

die betroffenen Gemeinschaften zu stärken. 

Im Kern erfordert nukleare Gerechtigkeit ei-

nen ausgewogenen und integrativen Ansatz, 

der die Rechte und Anliegen aller Beteiligten 

anerkennt.

Durch unser Streben nach nuklearer Ge-

rechtigkeit stellen wir uns eine Zukunft vor, 

in der die Vorteile und Lasten nuklearer Akti-

vitäten gerecht verteilt sind und eine globale 

Landschaft gefördert wird, die die Werte der 

Integrität, Gleichheit und Menschenwürde 

hochhält.

Nukleare Gerechtigkeit steht auch im Mit-

telpunkt der Kampagne „Nuclear Survivors 

- Zusammen für nukleare Gerechtigkeit“ von 

ICAN Deutschland. Ihre Ziele sind

1. die Wahrnehmung der Öffentlichkeit und 

der politischen Entscheidungsträger*innen 

in Deutschland für die Perspektive der von 

Atomwaffen Betroffenen zu stärken;

2. Raum für Menschen aus betroffenen Län-

dern in deutschen und multilateralen Foren 

zu schaffen, damit sie ihre Perspektive und 

Expertise in den politischen Diskurs ein-

bringen und diesen mitgestalten können;

3. gemeinsam mit den Betroffenen Hand-

lungsempfehlungen für politische Ent-

scheidungsträger*innen zu entwickeln, um 

konkrete Projekte zur Umweltsanierung 

und Betroffenenhilfe zu fördern.

Ziel dieser Publikation ist es, eine umfassen-

de Auseinandersetzung mit verschiedenen 

Themen rund um Atomwaffen und deren 

Auswirkungen darzustellen, wobei ein be-

sonderer Schwerpunkt auf dem Konzept der 

nuklearen Gerechtigkeit liegt. Sie beginnt 

mit einer Einführung in das Thema, geht auf 

die Rechte von Minderheiten ein und stellt 

eine Perspektive des Globalen Südens auf 

nukleare Gerechtigkeit vor. Anschließend 

verlagern die Autor*innen ihren Schwer-

punkt auf die humanitären Folgen, wobei sie 

Fallstudien aus Algerien, von den Marshall-

inseln und aus dem Erzgebirge einbeziehen. 

Abschließend beleuchtet die Publikation die 

Exklusivität des Nukleardiskurses und die 

Herausforderungen, denen sich Angehörige 

von marginalisierten Gruppen bei der Teil-

nahme an multilateralen Foren gegenüber-

sehen.

Die Diskussion über Atomwaffen und ihre 

Auswirkungen dreht sich oft nur um Ab-

schreckung auf staatlicher Ebene und lässt 

dabei die direkt Betroffenen außer Acht. An 

dieser Stelle kommt das Konzept der nukle-

aren Gerechtigkeit ins Spiel, das darauf ab-

zielt, marginalisierte Perspektiven zu stär-

ken. Das Konzept ist aus den aktivistischen 

Bewegungen der von Atomwaffen betroffenen 

Gemeinschaften hervorgegangen und hebt 

deren gelebte Erfahrungen und Fachwissen 

hervor.

Für die Bedrohung der Lebensgrundlagen 

und der Gesundheit durch Atomwaffen sind 

in erster Linie die Staaten des Globalen 

Nordens verantwortlich. Die tatsächlichen 

Auswirkungen betreffen unverhältnismä-

ßig stark Gemeinschaften und Staaten des 

Globalen Südens. Diese (nuklearen) Unge-

rechtigkeiten und (neokolonialen) Macht-

strukturen werden bereits in Bezug auf ein-

zelne Politikbereiche diskutiert. Weniger 

beachtet werden jedoch die übergreifenden 

Auswirkungen der Folgen mehrerer, gleich-

zeitiger politischer Krisen auf dieselben Ge-

meinschaften. So haben die Bewohner*in-

nen der Marshallinseln gleichzeitig mit den 

generationsübergreifenden gesundheitlichen 

Folgen und der Umweltzerstörung durch US-

Atomwaffentests sowie mit den Folgen des 

Klimawandels zu kämpfen. Die Forschung 

zeigt auch die geschlechts- und körperspe-

zifischen Facetten der nuklearen Ungerech-

tigkeit: Frauen* tragen eine unverhältnismä-

ßig hohe Belastung, da sie erhöhten Risiken 

ausgesetzt sind: zum Beispiel einer erhöhten 

Wahrscheinlichkeit, an Krebs zu erkranken. 

Zusätzlich verschärft die ungleiche Vertei-

lung von Sorgearbeit in Familien und Gesell-

schaften diese Auswirkungen.

Der 2017 verabschiedete Vertrag der Ver-

einten Nationen über das Verbot von Atom-

waffen (AVV) erkennt zum ersten Mal die 

geschlechtsspezifischen Auswirkungen von 

Atomwaffeneinsätzen (inklusive Atomwaf-

fentests) sowie deren unverhältnismäßige 

Auswirkungen auf indigene Völker an. Insbe-

sondere die Artikel 6 und 7 des AVV bieten 

einen völkerrechtlichen Rahmen für Umwelt-

sanierung und Betroffenenhilfe für Schäden, 

die durch Atomwaffen verursacht wurden.

Ob durch die Produktion oder den Einsatz 

von Atomwaffen, die gelebte Realität der 

Betroffenen zeigt, wie die vom Globalen 

Norden verursachten politischen Krisen die 

Lebensgrundlagen und die menschliche 

Sicherheit von strukturell marginalisierten 

Gruppen gefährden. Diese Lebensrealitäten 

werden noch viel zu wenig wahrgenommen. 

Bei der Suche nach nach einem fairen und 

gerechten Pfad zur kompletten Abrüstung 

ist es unerlässlich, den Stimmen der direkt 

Betroffenen Priorität einzuräumen und ihnen 

zuzuhören. In unserem Engagement für nuk-

leare Gerechtigkeit erkennen wir an, dass 

die Erfahrungen, das Wissen und die Pers-

pektiven von Menschen, die von Atomwaf-

fen betroffen sind, von unschätzbarem Wert 

sind. Diese Broschüre dient als Plattform, um 

diesen Stimmen Gehör zu verschaffen und 

sie in den Mittelpunkt unserer gemeinsamen 

Bemühungen zu stellen. Wir glauben, dass 

es möglich ist, durch aktives Zuhören und 

EINLEITUNG
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Denisa Muhameti 

hat einen Masterabschluss in vergleichenden internationalen Beziehungen. 

Sie hat 2021 am gemeinsamen Trainingsprogramm der OSZE und UNODA 

“Arms control, disarmament and non- proliferation in the OSCE area” teilgenommen. 

Seit Januar 2022 ist sie in der Initiative Youth for TPNW engagiert und war als 

Jugenddelegierte auf der ersten Staatenkonferenz des AVV.

Streben nach 
nuklearer Gerechtigkeit: 

Die ungleichen Auswirkungen 
auf Minderheiten 

Seit der ersten nuklearen Testexplosion im 

Jahr 1945 verursachte der Wettlauf um Atom-

waffen verheerenden Kosten von Minder-
heitsgruppen weltweit. Indigene Gemein-

schaften, ethnische Minderheiten sowie 

vulnerable, benachteiligte und marginalisier-
te Bevölkerungen trugen unverhältnismäßig 

die toxischen Folgen des Fortschritts von 

Atomwaffen; alles im Namen der nationalen 
Sicherheit. Über das gesamte nukleare Zeit-

alter hinweg waren diese vulnerablen Grup-

pen stärker als andere Strahlung ausgesetzt, 
erlebten die Kontamination ihres Lands und 

wurden durch menschenfeindliche techno-

kratische Politiken vernachlässigt. Damals 
blieben ihre Stimmen und Einwände von 

Regierungen und Wissenschaftler*innen, die 

um die Vorherrschaft wetteiferten, ungehört. 
Leider bleibt diese schmerzhafte Geschich-

te auch heute noch unzureichend beleuchtet. 

Die Behebung dieses tief verwurzelten Un-

Denisa 
Muhameti

gleichgewichts der auf Minderheiten lasten-

den Risiken und Kosten erfordert echte nuk-

leare Gerechtigkeit. Dominierende ethnische 
Gruppen und wirtschaftliche Eliten kontrol-

lierten nukleare Entscheidungsprozesse oft, 

wie zum Beispiel Teststandorte und den Uran-
abbau. Standorte in abgelegenen Gebieten in 

der Nähe indigener Gemeinschaften wurden 

ohne deren Zustimmung ausgewählt, was ihre 
politische Ausgrenzung widerspiegelte.

Wenn nukleare Katastrophen auftraten, sei es 

durch fehlgeschlagene Tests oder Unfälle wie 

Three Mile Island, trugen ebenso benachtei-
ligte Minderheiten in der Nähe die Gesund-

heitskosten. Doch ihre Beschwerden wurden 

unterdrückt, und Warnungen wurden igno-
riert. Rassistische Vorstellungen akzeptabler 

Schäden, dass diese “anderen” Gruppen ent-

behrlich seien, ermöglichten Rücksichtslosigkeit.

NUKLEARE GERECHTIGKEIT
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ALLE WESEN, 
EINSCHLIESSLICH 
DER NOCH NICHT 

GEBORENEN, 
VERDIENEN EINE 

FAIRE CHANCE 
AUF DAS LEBEN
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wurden, ermöglicht Versöhnung. Die bloße 

Verpflichtung von Nationen zu Abrüstungs- 
und Nichtverbreitungsverträgen reicht nicht 

aus - wir müssen konkrete Maßnahmen und 

Rechenschaftspflicht fordern. Nationen müssen 
ihre Lagerbestände aktiv und transparent 

reduzieren, Waffen abbauen und Einrichtun-

gen für transparente Überprüfungen öffnen. 
Durch konkrete Schritte zur Abschaffung 

von Atomwaffen können wir die Exposition 

zukünftiger Generationen gegenüber diesen 
unmoralischen und unmenschlichen Waffen 

erheblich verringern. Abrüstungsverträge 

ohne Umsetzung ermöglichen es Staaten, zu 
verzögern und zu verschleiern, während sie 

die Zukunft der Menschheit gefährden. Wir 

können nicht passiv sein - wir müssen Natio-
nen drängen, sich nachweislich zu entwaff-

nen, mit Dringlichkeit und Nachdruck.

Durch anhaltende öffentliche Aufklärung, 

Einbeziehung betroffener Minderheiten und 

auf Ethik der Umweltgerechtigkeit basie-
renden Richtlinien kann die Welt allmählich 

eine gerechtere nukleare Zukunft gestalten. 

Dies erfordert jedoch, die etablierten Macht-
ungleichgewichte und die Gleichgültigkeit 

gegenüber menschlicher Ungleichheit abzu-
lehnen, die das atomare Zeitalter geprägt haben. 

Der Vertrag über das Verbot von Atomwaffen 

(AVV) bietet die Möglichkeit, sich von den 
gefährlichen nuklearen Politiken und Prak-

tiken der Vergangenheit zu lösen. Durch den 

Beitritt zum AVV können Nationen eine ge-
rechtere Zukunft wählen, anstatt weiterhin 

auf diese unmoralischen Waffen zu setzen, die 

die Menschheit einem katastrophalen Risiko 
aussetzen.
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observances/end-nuclear-tests-day/history

Indigene Völker und Minderheitsgruppen 

wurden durch Atomwaffentests vertrieben 
und Strahlung ausgesetzt. Das Land der ame-

rikanischen Indigenen in Nevada wurde für 

US-Waffentests über 900 Mal benutzt und 
bombardiert, was in den westlichen Shosho-

ne-Gemeinschaften viele Krebsfälle verur-

sacht. Die indigene Bevölkerung Australiens 
verlor in den 1950er und 1960er Jahren durch 

britische Tests im Outback ihre traditionellen 

Heimatgebiete. Die Sowjetunion führte von 
1949 bis 1989 mehr als 450 Nukleartests auf 

dem Semipalatinsk-Testgelände in Kasachstan 

durch. China führte zwischen 1964 und 1996 
mehr als 40 atmosphärische, unterwasser- 

und unterirdische Atomwaffentests in Lop 

Nur, Xinjiang, durch. Über den Pazifik hin-
weg wurden Inselbevölkerungen durch um-

fangreiche US- und französische Tests bis in 

die späten 1990er Jahre umgesiedelt und kon-
taminiert.

Die Entkolonisierung der Zukunft der nuk-
learen Technologie bedeutet, jedem potenziell 

betroffenen menschlichen Leben den gleichen 

Wert beizumessen. Politiken müssen Minder-
heitenerfahrungen und -stimmen einbeziehen 

und indigene Verbindungen zu verstrahlten 
Ländern respektieren. Umweltgerechtigkeits-

standards müssen umfassende Sanierungen 

fordern, wo vergangene Aktivitäten Schaden 
verursacht haben.

Schritte in diese Richtung umfassen Investi-

tionen zur Wiederherstellung kontaminierter 
indigener Länder und Gewässer, die durch 

Jahrzehnte des Uranabbaus und der nuklearen 

Tests vergiftet wurden. Dies muss passieren, 
damit eine aufrichtige Erholung der Gemein-

schaften beginnen kann. Die Integration 

indigener Weltanschauungen zur interge-
nerationalen Gegenseitigkeit und eine verant-

wortungsbewusste Bewirtschaftung in die 

nuklearen Politiken sind ebenfalls unerläss-
lich. Genau so wie ein Bruch mit der isolierten 

Technokratie, die staatliche Programme 

beherrscht. Es ist wichtig, indigene Perspek-
tiven zur gegenseitigen Achtung der Gene-

rationen und zur verantwortungsbewussten 

Umweltfürsorge in die Praktiken der nuklearen 
Technologie einzubeziehen. Wir müssen uns 

von den engen technokratischen Räumen 

lösen, die derzeit staatliche Nuklearprogramme 
dominieren. Die Integration indigener Welt-

anschauungen, die auf intergenerationaler 

Gerechtigkeit beruhen, würde verhindern, 
dass das Leben zukünftiger Menschen und 

der Natur zum Wohle kurzfristiger Gewinne

vergiftet wird. Alle Wesen, einschließlich 
derer, die noch nicht geboren sind, verdienen 

eine faire Chance auf Leben.

Die Erweiterung des Zugangs, der Möglich-

keiten und des Einflusses für Minderheiten 

in nuklearbezogenen Bereichen, von Phy-
siker*innen bis zu Regulierungsbehörden, 

bringt dringend benötigte Stimmen an den 

Tisch. Die formelle Anerkennung histori-
scher Ungerechtigkeiten und Schäden, die 

marginalisierten Gruppen durch rücksichts-

lose Tests und Uranextraktionen zugefügt 
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Leila Hennaoui 

ist außerordentliche Professorin für internationales Recht an der 

Hassiba Ben Bouali Universität von Chlef, Algerien. Ihre Forschung 

konzentriert sich in erster Linie auf das nukleare Nichtverbreitungsregime, 

wobei sie sich in letzter Zeit einem dekolonialen Ansatz zuwendet. 

Ihre aktuelle Arbeit umfasst eine kritische Neubewertung von Fällen 

von  Nuklearem Kolonialismus im Globalen Süden und dem Streben 

nach nuklearer Gerechtigkeit.

Auf dem Weg zu nuklearer 
Gerechtigkeit: 

Eine Perspektive des 
Globalen Südens

Der konventionelle Diskurs über nukleare 
Themen hat sich bisher hauptsächlich um 

die von führenden Weltmächten festgelegten 

Regeln und Standards gedreht, die dazu dien-
ten, ihre eigenen Interessen durchzusetzen. 

Mit dem Bestreben, eine gerechtere Weltord-

nung zu schaffen, begann sich der Fokus des 
Diskurses jedoch in Richtung nuklearer Ge-

rechtigkeit zu verschieben. In diesem Zusam-

menhang lassen sich zwei unterschiedliche 
Ansätze beobachten: Der erste Ansatz zeigt 

Ungerechtigkeiten innerhalb der Normen 

und Institutionen des bestehenden Nicht-
verbreitungsregimes auf. Der zweite Ansatz 

befasst sich mit historischen Ungerechtigkei-

ten und den Folgen nuklearer Handlungen, 
unabhängig von ihrer Übereinstimmung mit 

den Normen des Regimes. In diesem komple-
xen Bereich der nuklearen Gerechtigkeit ist 

es unerlässlich, die Perspektive des Globalen 

Südens in den Vordergrund zu stellen und so-
wohl ihre tief verwurzelten Sorgen als auch 

ihre entwicklungspolitischen Anliegen anzu-

erkennen.

Leila 
Hennaoui

Die Wurzeln für die Haltung des Globalen 
Südens zur nuklearen Gerechtigkeit liegen in 

der gelebten Erfahrung von nuklearer Unge-

rechtigkeit, die tief in den kolonialen und im-
perialen Praktiken der Großmächte verankert 

ist. Die Länder des Globalen Südens wurden 

von den Kolonialmächten häufig als nukleare 
Testgebiete genutzt, da die meisten Atom-

waffenstaaten ihre ersten Atomtests in kolo-

nialisierten Gebieten durchführten. Diese 
Tests führten zur Zerstörung menschlichen, 

tierischen und pflanzlichen Lebens und zur 

Verseuchung der Landschaft. Darüber hinaus 
waren diese Tests durch den Einsatz von 

diskursiven kolonialen Strategien gekenn-

zeichnet – Unehrlichkeit, Fehlinformationen 
und Geheimhaltung – um die Kontamina-

tionsrisiken herunterzuspielen. Die Folgen 
dieser Tests sind bis heute spürbar, wobei die 

ehemaligen Kolonialmächte häufig wichtige 

Informationen zurückhalten und so die beste-
henden Bedenken hinsichtlich der humanitä-

ren und ökologischen Auswirkungen noch 

verschärfen. Dieses koloniale Erbe beeinflusst 
den Ansatz der Länder des Globalen Südens 
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ZUSAMMENFASSEND LÄSST SICH SAGEN, 

DASS ES OFFENSICHTLICH IST, DASS DIE 

PERSPEKTIVE DES GLOBALEN SÜDENS 

AUF NUKLEARE GERECHTIGKEIT DIE 

BEDEUTUNG DER AUSEINANDERSETZUNG 

MIT HISTORISCHEN MISSSTÄNDEN, DAS 

STREBEN NACH INKLUSIVITÄT UND DIE 

FÜRSPRACHE FÜR EINE AUSGEWOGENE 

AGENDA DER NUKLEARDIPLOMATIE 

UNTERSTREICHT.
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schen Nichtverbreitungs- und Abrüstungsbe-

mühungen. Diese Unzufriedenheit zeigt sich 

in der breiten Unterstützung des Atomwaf-
fenverbotsvertrags (AVV), der sich in erster 

Linie auf Atomwaffen konzentriert, aber auch 

die Bedeutung der friedlichen Nutzung von 
Nukleartechnologie anerkennt. Diese Aner-

kennung der friedlichen Nutzung war für eine 

Mehrheit der Staaten entscheidend für die 
Unterstützung, insbesondere der Entwick-

lungsländer, da sie deren unveräußerliches 

Recht auf die gleichberechtigte Nutzung der 
Atomenergie für friedliche Zwecke gewähr-

leistet. Dies kann als eine Verschiebung be-

trachtet werden, die die Notwendigkeit eines 
inklusiveren Ansatzes in Atomfragen unter-

streicht und das breitere Thema der Dynamik 

der globalen Nukleardiplomatie hervorhebt. 
Nichtsdestotrotz wird das Engagement des 

Globalen Südens für eine ausgewogene und 

inklusive Nuklearagenda durch komplexe 
globale Dynamiken herausgefordert, wie die 

vorsichtige Haltung im Rahmen der Wiener 

Erklärung verdeutlicht.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die 
Perspektive des Globalen Südens auf nuklea-

re Gerechtigkeit unterstreicht, wie wichtig es 

ist, sich mit historischen Missständen ausei-
nanderzusetzen, Inklusivität anzustreben und 

sich für eine ausgewogene Agenda in der Nu-

kleardiplomatie einzusetzen. Diese Perspekti-
ve bietet einen Weg zu einer gerechteren und 

ausgewogenen globalen nukleare Ordnung, 

die von den Erfahrungen und Bestrebungen 
derjenigen angetrieben wird, die in der Ver-

gangenheit unter nuklearer Ungerechtigkeit 

gelitten haben sowie von den entwicklungs-
politischen Interessen der Nationen, die eine 

Rolle bei der Gestaltung einer friedlicheren 

und gerechteren Welt spielen wollen.
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in Bezug auf nukleare Gerechtigkeit. Denn es 

unterstreicht die tief verwurzelten Befürch-

tungen zu anhaltenden Konsequenzen der 
Tests und veranlasst diese Länder dazu, sich 

für eine Rechenschaftspflicht im Zusammen-

hang mit Atomwaffentests sowie für allge-
meine nukleare Abrüstung und Gerechtigkeit 

einzusetzen.

Darüber hinaus ist in jüngster zeit im inter-

nationalen Atomdiskurs eine wachsende 

Unzufriedenheit mit dem bestehenden Sys-
tem der Nichtverbreitung von Atomwaffen 

zu beobachten, die auf institutionalisierte 

Ungleichheiten zurückzuführen ist. Diese 
hat ihre Eckpfeiler in dem Vertrag über die 

Nichtverbreitung von Atomwaffen (NVV). 

Der NVV unterscheidet rechtlich zwischen 
zwei Kategorien: den Atomwaffenstaaten 

und den Nichtatomwaffenstaaten, die unter-
schiedliche Rechte und Pflichten haben und 

somit Ungleichheiten in diesem System auf-

rechterhalten. Unzufriedenheit äußert sich 
insbesondere in den Ländern des Globalen 

Südens, die die ungleiche Teilung von Rech-

ten und Privilegien, die scheinbar ungleiche 
Umsetzung internationaler Normen und vor 

allem den eingeschränkten Zugang zur Nu-

kleartechnologie anfechten. Für diese Ent-
wicklungsländer gilt die Atomenergie als 

„grüne“, „saubere“ und „nachhaltige“ Energie-

quelle und wird als potenzieller Weg zur Ver-
wirklichung ihrer Entwicklungsbestrebungen 

betrachtet. Die strengen Normen und Prak-

tiken des Nichtverbreitungsregimes, die im 
Lauf der Zeit immer weiter verschärft wur-

den, werden als ungerecht empfunden, da sie 

die Verwirklichung dieser Bestrebungen be-
hindern. Außerdem wirft die Erinnerung an 

die koloniale Benachteiligung weiterhin einen 

Schatten auf die Wahrnehmung des Regimes 

durch die Entwicklungsländer. Folglich sind 
sie nicht bereit, ungleiche Eingriffe in ihre 

Souveränität zu akzeptieren, insbesondere 

wenn sie von denselben Mächten ausgehen, 
die sie einst einer harten Kolonialherrschaft 

unterworfen haben. Ein treffendes Beispiel 

für diese Aufdringlichkeit ist die diskriminie-
rende Anwendung von Exportkontrollen für 

Nukleartechnologie, die den Entwicklungs-

ländern den Zugang zu friedlicher Nutzung 
der Atomenergie zum Zweck ihrer wirtschaft-

lichen Entwicklung verwehrt.

Es ist bemerkenswert, dass der Globale Süden 

trotz erheblicher Herausforderungen eine 

aktive und einflussreiche Rolle in globa-
len nuklaren Angelegenheiten gespielt hat. 

Nämlich dadurch, dass er seinen Einfluss auf 

Verhandlungen und die Gestaltung von poli-
tischen Maßnahmen zur Beseitigung inhären-

ter Ungleichheiten in der globalen nuklearen 

Landschaft geltend machte. Ihr Engagement 
hatte verschiedene Formen, einschließlich 

regionaler Initiativen wie die Einrichtung 

atomwaffenfreier Zonen und transnationaler 
Bemühungen innerhalb der Bewegung der 

blockfreien Staaten, die einen bedeutenden 

Beitrag zu den Verhandlungen über den Ver-
trag über das umfassende Verbot von Atom-

waffentests leisteten. Das Engagement des 

Globalen Südens hat vor allem die Abrüs-
tungsagenda nachhaltig beeinflusst, was sich 

in den von der UN-Generalversammlung 

und dem UN-Sicherheitsrat verabschiedeten 
Resolutionen niederschlägt. In jüngster Zeit 

ist ihre Beteiligung an multilateralen Foren 

jedoch von zunehmender Frustration und 
dem Streben nach mehr Inklusivität geprägt, 

bedingt durch wahrgenommene Einschrän-

kungen bei der friedlichen Nutzung der 
Atomenergie und Ungleichgewichten zwi-
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Humanitäre Auswirkungen von 
Atomwaffen: Ein Zeugnis ihrer 

inhärenten Ungerechtigkeit

Atomwaffen sind eine akute Manifestation 

von Machtungleichgewicht, tiefgreifender 

Ungleichheit und starker Ungerechtigkeit. Sie 
spiegeln eine Welt wider, die von Gewalt 

beherrscht und von Macht gesteuert wird, 

und tragen weiter zu dieser bei, denn sie sind 
aus Kolonialismus und Fremdenfeindlichkeit 

gewachsen.

Das Wissen um die humanitären Auswirkun-

gen von Atomwaffen ist ebenfalls aus dieser 
Ungleichheit entstanden, denn es sind die 

Machtlosen, die unter ihren Auswirkungen 

zu leiden haben.

Wenn heute eine einzige taktische Kernwaf-

fe mit einer Zerstörungskraft von etwa 100 
Kilotonnen - also dem Sechsfachen der über 

Hiroshima detonierten Atombombe – über 

einer Großstadt zur Explosion gebracht würde, 
wären die Folgen verheerend. Die Explosion, 

die Hitze und die Strahlung würden Hundert-

tausende von Zivilist*innen auf der Stelle 
töten und viele weitere würden verletzt wer-

den. Diese Menschen würden nicht nur an 
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den üblichen Traumata und Verbrennungen 

leiden, die von Waffen mit solcher Spreng-

wirkung verursacht werden, sondern auch 
akute und chronische Vergiftungen durch 

die Strahlung erleiden. Die Strahlenkrank-

heit, eine der schmerzhaftesten Erkrankun-
gen, die ein Mensch ertragen kann, würde 

zu einem Zusammenbruch lebenswichtiger 

Organe und Gewebe führen. Das bedeutet, 
wie wir in Hiroshima und Nagasaki gesehen 

haben, dass ihre Augen herausfallen, ihre Ge-

sichter schmelzen und ihre Bäuche explo-
dieren würden. Ihre Wunden würden nicht 

heilen, und sie würden verbluten. Die Opfer 

dieser schrecklichen Krankheit, die nicht ak-
tiv kämpfenden Frauen, älteren Menschen 

und Kinder, müssten ihre Qualen einsam er-

leiden. Denn die Strahlung in Verbindung mit 
der Zerstörung der Kommunikations- und 

Gesundheitsinfrastrukturen versperrt Wege 

für Ersthelfer*innen und schließt damit die 
Verletzten von medizinischer Hilfe vollkom-

men aus.
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ATOMWAFFEN SIND 
EINE AKUTE 
MANIFESTATION VON 
MACHTUNGLEICHGEWICHT, 
TIEFGREIFENDER 
UNGLEICHHEIT UND 
STARKER 
UNGERECHTIGKEIT. 
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und Menschenrechte begangen werden und 
ungeheuerliches Leid bei unschuldigen Zivi-

list*innen verursachen.

Nun geht es bei Atomwaffen nicht um Sicher-

heit, sondern um Machtprojektion, und diese 

Machtprojektion hat im Laufe der Jahre viele 
Opfer gefordert, nicht zuletzt auch die Infor-

mation. Atomwaffen zur Währung der Macht 

zu machen, hieß, die öffentliche Meinung zu 
formen und die Vorzüge des Atomzeitalters 

zu bewerben. Zu diesem Zweck wurden die 

humanitären Auswirkungen aktiv und ab-
sichtlich vor der Welt verborgen. In Japan 

fand eine strenge Zensur Anwendung, bei der 

medizinische Aufzeichnungen, Fotos, persön-
liche Briefe und sogar Gemälde und Gedichte 

beschlagnahmt und zensiert wurden, um zu 

verhindern, dass die Welt von der Verseu-
chung durch Strahlung erfährt.

Die enormen Ressourcen, die derzeit in 
Atomwaffen investiert werden - beinah 83 

Milliarden Dollar pro Jahr - finanzieren nicht 

nur deren Modernisierung und Entwicklung, 
sondern auch Think Tanks und die Bewer-

bung des Mainstream-Narrativs.

Die Besitzer von Atomwaffen wissen genau, 

dass sie nicht eingesetzt werden können: Ihre 
Auswirkungen sind nicht kontrollierbar, sie 

respektieren keine Grenzen, sie sind nicht 

dazu da, militärische Ziele zu zerstören, son-
dern um massive und wahllose Zerstörung 

und Tod für viele Zivilisten und die Umwelt 

zu verursachen, und sie zu benutzen wäre 
selbstmörderisch, ihr Einsatz würde zu einer 

Verwüstung von globalem Ausmaß führen. 

Ihr Wert liegt in der Bedrohung, die sie dar-
stellen, aber auch in dem Status, den sie ver-

leihen. Es ist eine Absurdität, die weder Logik 

noch Beweisen standhält, die aber dank jahr-

zehntelanger wirksamer Propaganda von den 

meisten Menschen kaum hinterfragt wird.

In klarem Gegensatz zu dieser Desinfor-

mation steht die humanitäre Abrüstung, ein 
Prozess, der Atomwaffen stigmatisieren soll, 

indem er sich auf ihre Folgen die Menschheit 

konzentriert, die Menschen in den Mittel-
punkt von Diskussionen stellt und die Vor-

stellung zurückweist, Atomwaffen seien ein 

Beitrag zu Sicherheit und Stabilität.

Die enormen Bemühungen von Wissen-

schaft und Demokratie haben zur absoluten 
Verurteilung von Atomwaffen und zur Aus-

handlung des bahnbrechenden Vertrags zum 

Atomwaffenverbot (TPNW) geführt, der Mul-
tilateralismus und eine faktenbasierte Politik-

gestaltung fördert, die unerlässlich sind für 

nukleare Abrüstung, für echte Sicherheit und 
Frieden.
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Diejenigen, die diesen Angriff überleben, hätten 
eine höhere Erkrankungsrate für Krebs und 

andere chronischen Krankheiten, mit hoher 

Wahrscheinlichkeit brächten sie Fehlgeburten 
und missgebildete Babys, “Jellyfish-Babys” zur 

Welt und litten unter schweren psychischen 

Problemen wie  Posttraumatischer Belas-
tungsstörung, Angstzuständen, Depressionen, 

Selbstmord. Die Überlebenden dieses Angriffs 

werden darüber hinaus stigmatisiert: In Japan 
hatten die Überlebenden, die als Hibakus-

ha bekannt sind, Schwierigkeiten, Arbeit zu 

finden, weil sie als krankheitsanfällig galten. 
Sie hatten Schwierigkeiten einen Partner zu 

finden, weil sie möglicherweise missgebildete 

Kinder zeugen oder gebären könnten.

Diese Auswirkungen gehören nicht der Ver-

gangenheit an. Atomwaffenstaaten haben 
2056 Tests auf dem Land, im Wasser, an den 

Körpern indigener Völker durchgeführt, die 

bis heute unter den biologischen und sozialen 
Auswirkungen sowie unter der Vertreibung 

aus den verseuchten Gebieten leiden. Uran 

wird auf indigenem Land abgebaut und An-
lagen für die Entwicklung von Atomwaffen 

wie auch radioaktive Abfälle befinden sich 

größtenteils im näheren Umkreis armer Be-
völkerungsgruppen. Die Gemeinsamkeit der 

Opfer: Sie sind weder reich noch weiß. Dar-

über hinaus sind Frauen und Mädchen bio-
logisch bedingt anfälliger für die Entwicklung 

von Krebserkrankungen durch ionisierende 

Strahlung, sie bringen Babys mit schweren 
Missbildungen zur Welt und erleiden, abge-

sehen davon, dass sie sich um die durch Ver-

letzungen oder Missbildungen behinderten 
Kinder kümmern müssen, das soziale Stigma, 

„unverheiratbar“ zu sein.

Wenn ein uneingeschränkter, allumfassender 

Atomkrieg ausbricht, wird er viele Detona-

tionen über vielen Städten mit sich bringen. 

Dies hätte Dutzende Millionen von Toten, 

Hunderte Millionen Verletzte und eine rie-
sige Umweltzerstörung zur Folge, die nicht 

nur durch die zerstörerischen Bomben und 

die sich weltweit ausbreitende Strahlung ver-
ursacht würde, sondern auch durch den Ruß 

und die Trümmer, die in die Atmosphäre auf-

stiegen und das Sonnenlicht blockieren wür-
den, was zu einer drastischen Absenkung der 

globalen Temperatur um durchschnittlich 25 

Grad Celsius über mehrere Jahre hinweg füh-
ren würde - bekannt als nuklearer Winter. 

Das Risiko dafür ist größer denn je. Im Jahr 

2023 zeigt die Doomsday Clock (die Welt-

untergangsuhr) 90 Sekunden vor Mitternacht 
und damit das historisch höchste Risiko an. 

Dies ist zum Teil auf das Risiko von Unfäl-

len oder Fehlkalkulationen zurückzuführen. 
Von dem derzeitigen Arsenal von rund 12 

500 Sprengköpfen befinden sich etwa 2000 

Sprengköpfe in höchster Alarmbereitschaft. 
Die Systeme zur Erkennung nuklearer An-

griffe wiederum sind zunehmend auf automa-

tisierte Systeme angewiesen und damit immer 
anfälliger für Cyberangriffe sowie technische 

und menschliche Fehler. Es sind zahlreiche 

Unfälle im Zusammenhang mit Atomwaffen-
arsenalen dokumentiert, und in sechs Fällen 

- von denen wir wissen - stand die Welt durch 

einen Unfall am Rande eines Atomkriegs. Die 
berühmten Worte von Robert McNamara, 

Außenminister der Vereinigten Staaten wäh-

rend der Kubakrise, sind bekannt: „Es war 
Glück, dass einen Atomkrieg verhinderte“ (“It 

was luck that prevented nuclear war”).

Dieses Risiko wird natürlich durch die zwei 

anhaltenden bewaffneten Konflikte, an denen 

Atomwaffenstaaten beteiligt sind, größer, in 
denen offene Verstöße gegen das Völkerrecht 
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Die französischen 
Atomwaffentests in der 

Sahara und ihr 
radioaktives Erbe

Mit dem Inkrafttreten des Atomwaffenver-
botsvertrags (AVV), dem ersten internatio-

nalen Instrument, das die humanitären und 
ökologischen Folgen des Einsatzes und der 

Testung von Atomwaffen berücksichtigt, hat 

die internationale Gemeinschaft einen wich-
tigen Durchbruch erzielt. Diese den Vertrags-

staaten auferlegte Verpflichtung ermöglicht 

die dringend erforderliche Anerkennung der 
irreversiblen Schäden, die durch Atomwaffen-

tests verursacht wurden. Seit dem Höhepunkt 

des Nuklearzeitalters sind die Gemeinschaf-
ten, die in der Nähe der Testgelände leben, mit 

den radioaktiven Hinterlassenschaften der 

Tests konfrontiert. Obwohl die Bemühungen 
um eine rechtliche Anerkennung der Auswir-

kungen von Atomwaffentests und konkrete 

Maßnahmen zur Unterstützung der Opfer 
sowie zur Umweltsanierung ihren bisherigen 

Höhepunkt erreicht haben, liegt noch ein lan-

ger Weg vor uns. 
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Wie andere Regionen im Globalen Süden hat 
auch die algerische Sahara noch immer mit 

dem gefährlichen Erbe der Atomtests und 
ihrer kolonialen Vergangenheit zu kämpfen. 

Innerhalb von nur sechs Jahren, zwischen 

1960 und 1966, führte Frankreich insgesamt 
17 Atomtests in der Sahara durch und ver-

seuchte damit die Region für Jahrzehnte. 

Von diesen 17 Tests fanden vier atmosphä-
risch statt, während die übrigen unterirdisch 

durchgeführt wurden. Die vier atmosphäri-

schen Tests, nämlich Gerboise Bleue, Ger-
boise Blanche, Gerboise Rouge und Gerboise 

Verte, hatten eine geschätzte Sprengkraft von 

etwa 73 Kilotonnen. Der erste Test, Gerboise 
Bleue, hatte selbst eine Sprengkraft von mehr 

als 60 Kilotonnen. Dies entspricht der vier-

fachen Sprengkraft von Little Boy, der Atom-
bombe, die 1945 von den Vereinigten Staaten 

über Hiroshima gezündet wurde. 

25 26

NUKLEARE GERECHTIGKEIT



SPÄTERE SCHÄTZUNGEN 

UND UNTERSUCHUNGEN 

ERGABEN, DASS DIE ANZAHL 

DER ALGERISCHEN 

BETROFFENEN VON DIESEN 

TESTS ZWISCHEN 27.000 

UND 60.000 SCHWANKTE.
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